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Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft, mit der die QZV Ökologie OG geändert sowie die Fischge-
wässerverordnung, die Verordnung zur Verbesserung der Wassergüte der 
Mur und ihrer Zubringer und die Verordnung zur Verbesserung der Wasser-
güte der Donau und ihrer Zubringer aufgehoben werden 
 
 

Die Bundesarbeitskammer (BAK) bedankt sich für die Übermittlung des vorliegenden Verord-

nungsentwurfs und nimmt dazu wie folgt Stellung: 

 

Mit vorliegendem Entwurf wird die og Verordnung aufgrund der zwischenzeitlich vorliegenden 

Ergebnisse, um mit unterschiedlichen Bewertungsmethoden zu gleichen Bewertungsergeb-

nissen zu kommen (=Interkalibrierung), parallel zum Nationalen Gewässerbewirtschaftungs-

plan 2015 angepasst.  

 

Es wird in § 2 eine Ausweitung des Geltungsbereiches dieser Verordnung auf „künstliche und 

erhebliche Gewässerköper“ vorgeschlagen. Bisher wurde für deren Bewertung seitens des 

BMLFWFs ein Leitfaden (https://www.bmlfuw.gv.at/wasser/wisa/fachinformation/ngp/ngp-

2015/hintergrund/methodik/HMWB.) herangezogen.  

 

Bei den näheren Ausführungen zu Schwall und Sunk möchte die BAK insbesondere auf die 

neuesten Ergebnisse des Endberichts des SuREmMa-Projektes (https://www.bml-

fuw.gv.at/wasser/wasser-oesterreich/plan_gewaesser_ngp/umsetzung_wasserrahmenrichtli-

nie/suremma.html ) hinweisen. Die Ergebnisse dieser Studie sollten nochmals eingehend ge-

prüft und gegebenenfalls im Verordnungsentwurf berücksichtigt werden.  
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Zudem erfolgt eine Klarstellung zur Berücksichtigung des EuGH-Urteils (Rs C-461/13) zum 

Verschlechterungsverbot (Weser-Urteil). Bisher wurde der Gesamtzustand eines Oberflä-

chengewässers für die Beurteilung einer Verschlechterung des Zustands eines Oberflächen-

gewässers herangezogen. Künftig muss die Prüfung einer Verschlechterung auf der Ebene 

der einzelnen Qualitätskomponenten erfolgen. Es gilt zu prüfen, ob sich durch den neuen Ein-

griff der Zustand einer oder mehrerer Qualitätskomponenten verschlechtert. Ist dies der Fall, 

ist von einer Verschlechterung des Wasserkörpers auszugehen, auch wenn sich der Gesamt-

zustand insgesamt nicht verschlechtert. Dies gilt künftig auch für Wiederverleihung von Was-

serrechten. 

 

Die BAK anerkennt die Bemühungen des BMLFUWs zur Umsetzung des Weser-Urteils, um 

künftig Rechtssicherheit für die Betroffenen zu schaffen. Es ist selbstverständlich das EuGH-

Urteil in nationales Recht umzusetzen. Die BAK verfolgt seit Jahren den Ansatz, gesetzliche 

Regelungen gegenüber der Auslegung eines Leitfadens vorzuziehen.  

 

Gleichzeitig bedeuten die vorgeschlagenen Änderungen sowie weitere Anpassungen (Aus-

weitung auf „künstliche und erheblich veränderte Gewässerkörper, Adaptierungen im Zusam-

menhang mit dem ökologischen Mindestabfluss und dem Stau in Fließstrecken und der 

Schwall/Sunk-Problematik) insbesondere für die österreichische Energiewirtschaft weitrei-

chende Belastungen und somit auch Auswirkungen auf die Leistbarkeit sowie die Versor-

gungssicherheit von Energie.  

 

Österreich hat sich verpflichtet, die klima- und energiepolitischen Ziele der Europäischen 

Union umzusetzen. Der Stromerzeugung aus Wasserkraft kommt dabei eine zentrale Rolle 

zu. Zur Erreichung dieser Ziele ist vor allem auch die Wasserkraft maßgeblich. Sie leistet mit 

einem Anteil von rund 37 Prozent den größten Beitrag am Gesamtaufkommen erneuerbarer 

Energie in Österreich. Insgesamt liefert die Stromerzeugung aus Wasserkraft rund zwei Drittel 

der gesamten Stromerzeugung in Österreich. Alpine Speicher- und Pumpkraftwerke sind not-

wendig, um die volatile Einspeisung aus anderen erneuerbaren Energiequellen wie Wind und 

Photovoltaik auszugleichen und daher notwendig für die Versorgungssicherheit. Gleichzeitig 

liefern Wasserkraftwerke vergleichsweise günstige erneuerbare Energie. Sowohl Pumpspei-

cher- als auch Laufwasserkraftwerke sind wesentlich, um den Anteil erneuerbarer Energie zu 

steigern. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass Elektrizität klimafreundlich erzeugt 

werden kann, vielfältig verwendbar ist und zukünftig immer öfter andere Energieträger erset-

zen wird. Beispiele dafür sind Elektroautos im Verkehr, aber auch der zunehmende Einsatz 

von stromgeführten Wärmepumpen. Der damit verbundene steigende Bedarf an Strom kann 

nur schwer abgeschätzt werden. Mit einer deutlichen Zunahme ist aber jedenfalls zu rechnen. 

Um nicht dauerhaft von Stromimporten abhängig zu sein, führt daher kein Weg am ambitio-

nierten Ausbau erneuerbarer Stromproduktion vorbei. Dafür werden auch weitreichende Re-

vitalisierungsmaßnahmen bereits bestehender Kraftwerke für die Umsetzung der Ziele der 

Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) erforderlich sein und sollten ohne zu hohe Planungs- und 

Baukosten realisiert werden können. 
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Vor diesem Hintergrund ersucht die BAK um nochmalige eingehende Prüfung dieser Novelle, 

um sowohl die ökologischen Zielsetzungen der WRRL als auch die klima- und energiepoliti-

sche Ziele zu vereinbaren.  
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